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Niederschrift





über die 19. Sitzung des Rechts- und Verfassungsausschusses 


des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt am Mittwoch, dem 3. 6. 1998, 


in der Landesgeschäftsstelle, Sternstraße 3, 39104 Magdeburg








Beginn:	10:03 Uhr





Ende:		13:30 Uhr





Anwesenheit:





Mitglieder:�


Frau Schindler (Vorsitzende)�
Bürgermeisterin, Stadt Wanzleben�
�
Herr Bammel�
Verwaltungsamtsleiter, VG Jeetze-Ohre-Drömling�
�
Herr Bernicke�
Bürgermeister, Stadt Genthin�
�
Herr Dieterich�
Verwaltungsamtsleiter, VG Gardelegen-Land�
�
Herr Erben�
Verwaltungsamtsleiter, Teucherner Land�
�
Herr Dr. Huber�
Verwaltungsamtsleiter, VG Hamersleben�
�
Herr Platz�
Bürgermeister, Stadt Dessau�
�
Herr Thiel�
Bürgermeister, Stadt Sandersdorf�
�



stellvertretende Mitglieder:��


Herr Genz�
Leiter Bau- und Ordnungsamt, VG Kläden�
�
Herr Halang�
Bürgermeister, Gemeinde Ilberstedt�
�
Frau Henze�
Hauptamtsleiterin, VG Elster-Seyda-Klöden�
�
Herr Jantsch�
Rechtsamtsleiter, Stadt Magdeburg�
�
Frau Schäfer�
Verwaltungsamtsleiterin (amtierend), VG Tangerhütte Land�
�



Gäste:�


Herr vom Baur�
stellvertretender Ordnungsamtsleiter, Stadt Magdeburg�
�









Landesgeschäftsstelle:�


Herr Leindecker�
Erster Beigeordneter (zeitweise)�
�
Herr Harmjanz�
Beigeordneter (zeitweise)�
�
Herr Wolf�
Referent�
�



Abwesenheit:





Herr Bezdiczka�
Verwaltungsamtsleiter, VG Heideck-Prettin�
�
Herr Bliedtner (stellvertretender Vorsitzender)�
Bürgermeister, Stadt Theißen�
�
Herr von Donat�
Rechtsamtsleiter, Stadt Hettstedt�
�
Herr Kleefeld�
Rechtsamtsleiter, Stadt Stendal�
�
Frau Pötzsch�
Bürgermeisterin, Gemeinde Taucha�
�
Herr Scheller�
Rechtsamtsleiter, Stadt Quedlinburg�
�



Tagesordnung:





Der Ausschuß verständigt sich auf folgende geänderte Tagesordnung:





Genehmigung der Niederschrift über die 18. Sitzung am 19. 11. 1997





Aktueller Stand - Hortüberleitung, Klage ÖPNVG, Eisenbahnkreuzungsgesetz, Übertragung Bauaufsicht





Änderungsbedarf § 116 GO LSA?





Änderung der Mustergefahrenabwehrverordnung





Änderung/Ergänzung des Zuordnungsrechts





Mitteilungen





Anfragen/Anregungen





Zu TOP 1 - Genehmigung der Niederschrift über die 18. Sitzung am 19. 11. 1997





Die Niederschrift über die 18. Sitzung des Rechts- und Verfassungsausschusses am 19. 11. 1997 wird einstimmig genehmigt.





Zu TOP 2 - Aktueller Stand Hortüberleitung, ÖPNVG-Klage, Eisenbahnkreuzungsgesetz, Übertragung Bauaufsicht





Hortüberleitung��Herr Leindecker berichtet über ein Gespräch der beiden kommunalen Spitzenverbände am �2. 6. 1998 mit dem Ministerium für Arbeit, Soziales und Gesundheit zu dieser Problematik. Von seiten des SGSA wurde gefordert, daß für den Fall der Hortübernahme die Betriebserlaubnis i. S. v. § 45 KJHG und § 17 KiBeG befristet bis zum 31. 12. 2005 als erteilt gilt, die nach § 17 KiBeG zu leistenden Platz-Pauschalen für den übernommenen Hort unabhängig von der Aufnahme der Einrichtung in den Bedarfs- und Entwicklungsplan des Landkreises gezahlt werden, daß die Kosten der Nachqualifikation der Hortnerinnen und der damit erforderliche zeitweise Einsatz einer Ersatzkraft vom Land finanziert wird, und daß das Land Investitionszuschüsse (50 v.H.) für die sächliche und bauliche Ausstattung der Horte nach dem KiBeG gewährt.��Das Land bekundete im Termin seine Absicht, die Standardanpassungsverordnung hinsichtlich der Fristen zu ändern. Die sächliche Anpassung soll bis zum Jahr 2005 und die personelle Anpassung bis zum Jahr 2001 erfolgen.��Im weiteren diskutiert der Ausschuß die Hortüberleitung.��Herr Erben weist darauf hin, daß die Übernahmepauschalen von den kleinen Gemeinden für den Haushaltsausgleich eingesetzt werden. Die Frage von Herrn Thiel, ob Horte übernommen werden müssen, wird von den Ausschußmitgliedern mit Nein beantwortet. Die Vorsitzende, Frau Schindler, tritt dafür ein, daß die Erzieherinnen die Hortkinder betreuen und erst bei weiterem Bedarf Hortnerinnen von den Gemeinden übernommen werden. Herr Halang weist darauf hin, daß die Landeszuschüsse ab dem zweiten Jahr sinken und die Gemeinden in den Folgejahren Verluste haben werden. Eine Erhöhung der Elternbeiträge scheidet aus, weil dann die Kinder zu Hause bleiben und damit die Einrichtungen noch weiter ins Minus geraten. Herr Leindecker spricht sich dagegen aus, daß die Horte für 10 – 14jährige Kinder offengehalten werden. Damit steigen die Kosten weiter. Frau Henze ist dafür, daß die Horte beim Land verbleiben. Herr Bernicke spricht das Stan-�dardanpassungsproblem an, das dadurch entsteht, daß die Ausstattung in den Schulhorten für Kindergartenkinder nicht geeignet ist.��Wir weisen darauf hin, daß eine Standardanpassungsverordnung vom Land nicht in Kraft gesetzt worden ist. Statt dessen hat das Land eine Handreichung zur Umsetzung der Hortüberleitungsverordnung vom 28. 1. 1998 erarbeitet (s. KNSA-Beitrag 419/98 ”Hortüberleitungsverordnung vom 28. 1. 1998; Handreichung zur Umsetzung” vom 29. 7. 1998). ��Bezüglich der Verfassungsbeschwerde gegen das KiBeG teilen wir mit, daß das Gericht die Urteilsverkündung auf den 8. 12. 1998 terminiert hat.





Klage ÖPNVG��Soweit das Land zum Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung am 23. 6. 1998 die Klage des Landkreises Schönebeck noch nicht erwidert hatte, hat das Gericht eine weitere Frist gesetzt. 


�Am 17. 9. 1998 hat das Landesverfassungsgericht sein Urteil verkündet (s. KNSA-Beitrag 553 ”Konnexitätsprinzip ÖPNVG” vom 28. 9. 1998).





Eisenbahnkreuzungsgesetz��Herr Leindecker berichtet, daß zwischenzeitlich verschiedene Gespräche, u. a. mit dem Bundesverkehrsministerium stattgefunden haben, bei denen die speziellen Rechtsfragen für Projekte im Rahmen der ”Verkehrsprojekte Deutsche Einheit” geklärt werden sollten. Leider sind die Standpunkte in der Sache sehr verhärtet. Bonn weist darauf hin, daß man die erforderliche Finanzausstattung über das Regionalisierungsgesetz, das GVFG und das IFG den Ländern zur Verfügung gestellt habe, während unser Ministerium darauf verweist, daß die zur Verfügung stehenden Mittel für die Menge derartiger Projekte völlig unzureichend sind.��Weiter hat der SGSA darauf hingewiesen, daß die ”Verkehrsprojekte Deutsche Einheit” Projekte von nationalem Interesse sind, die nicht aus einem Gesetz finanziert werden können, das für ganz andere Rahmenbedingungen geschaffen wurde. Schließlich spricht gegen die Einlassung des Bundes auch die Tatsache, daß es für EKrG-Maßnahmen und für Gemeinschaftsmaßnahmen im Rahmen der Verkehrsprojekte keinerlei Verwaltungsvereinbarungen gibt, daß diese vorrangig aus Mitteln der vom Bund zugewiesenen Transferleistungen zu finanzieren sind.





Übertragung der Bauaufsicht��Herr Leindecker berichtet über den Antrag des Landkreises Halberstadt auf einstweiligen Rechtsschutz gegen die Übertragung der Bauaufsicht auf die Stadt Halberstadt durch das Land. Im Ergebnis ist der Antrag vom Verwaltungsgericht Magdeburg abgewiesen worden. Aus der Sicht der weiteren übertragungsberechtigten Städte aber leider nur aus formalen Gründen, mit dem Hinweis auf andere ausreichende Rechtsschutzmöglichkeiten. Es ist davon auszugehen, daß weitere Bauaufsichtsübertragungen erfolgen, gleichzeitig kann aber nicht ausgeschlossen werden, daß weiterhin Landkreise gegen die Übertragung klagen werden.





Zu TOP 3 - Änderungsbedarf § 116 GO LSA?





Herr Harmjanz führt mit einem Vortrag in das Thema ein. 





Er stellt die heutigen Forderungen der Wirtschaft an Staat/Verwaltung und die Forderungen der Bürger und Gemeinderäte an die Verwaltung dar (s. Übersicht 1). Soweit aber die Städte darauf mit der Gründung privater Firmen reagieren, sehen sie sich seit jüngster Zeit mit der Gelsengrün-Entscheidung des OLG Hamm konfrontiert. Danach darf eine Kommune im Rahmen ihres eigenbetriebähnlich geführten Betriebes keine Grünflächenpflege für Private ausführen, auch wenn die Aufträge Privater nur 2,5 % des Umsatzes der Einrichtung ausmachen und nur dazu dienen, freie Kapazitäten auszunutzen. Auch kommunale Anbieter brauchen eine volle Auslastung ihrer Kapazitäten, weil anderenfalls die Stückkosten zu hoch sind. 





Es folgt die Darstellung der derzeitigen Rechtslage (s. Übersicht 2). Nach Auffassung von Herrn Harmjanz ist aus dem Grundgesetz ein Vorrang der Privatwirtschaft nicht ableitbar. Artikel 28 GG gewährleistet ausschließlich die Selbstverwaltungsgarantie der Gemeinden, so daß sich die Frage stellt, was gegen ein Auftreten kommunaler Gebietskörperschaften in Form von Gesellschaften im Wirtschaftsleben spricht. Frau Schindler (Vorsitzende) sieht den Sinn des Vorrangs vom Eigenprinzip darin, daß gerade die Haftung der Gemeinde verstärkt wird. Herr Jantsch ist dagegen der Auffassung, daß eine ”Konzernhaftung” ausgeschlossen werden muß, um nicht gerechtfertigte Vermögensverschiebungen zu verhindern. Herr Halang leitet aus § 117 GO LSA den Vorrang des Eigenbetriebes ab. 





Im folgenden stellt Herr Harmjanz die Gefahr einer (erweiterten) wirtschaftlichen Tätigkeit dar (s. Übersicht 3). Von seiten des DStGB wird besonders auf die Vermeidung eines negati-��ven Kompetenzkonfliktes mit der Nachbargemeinde Wert gelegt. Erforderlich ist nach Auffassung des DStGB die Zustimmung der Nachbargemeinden, wenn nicht aufgrund einer bereits vollzogenen Deregulierung die Aufgabe frei ist. Herr Harmjanz tritt dieser Auffassung entgegen und betont, daß heute bereits Gemeinden untereinander bei der Gewerbeansiedlung und im Tourismus konkurrieren. 





Er stellt zum Inhalt einer neuen Wirtschaftsverfassung drei Thesen vor (s. Übersicht 4). Auf die Verfolgung eines öffentlichen Zwecks durch ein kommunales Unternehmen kommt es seiner Auffassung nach nicht an. Beispiel hierfür ist die Telekom. Die Beschränkung der wirtschaftlichen Tätigkeit auf das Gemeindegebiet kann ebenfalls entfallen, so daß die These 1 den Inhalt einer neuen Wirtschaftsverfassung wiedergeben sollte. Für die Neufassung des § 116 GO LSA wird die These 3 als Inhalt einer neuen Wirtschaftsverfassung diskutiert. Herr Harmjanz stellt mögliche Lösungswege dar (s. Übersicht 5). Frau Schindler äußert sich skeptisch zu einer überregionalen wirtschaftlichen Betätigung. Herrn Platz ist die mit einer Beteiligungsgesellschaft (Beispiel Stadt Leipzig) verbundene Distanz zur Stadt zu groß. Herr Jantsch favorisiert die interkommunale Zusammenarbeit. Herr Bernicke ist der Auffassung, daß nur der Eigenbetrieb im Verhältnis zum Regiebetrieb die Kosten sichtbar macht. Frau Schindler ist die Kommunalaufsicht in Wirtschaftsfragen zu konservativ.





Herr Platz spricht sich für die 3. These als Inhalt einer neuen Wirtschaftsverfassung aus und bittet um ein Votum des Ausschusses zu S. 2 2. Hs. der 3. These. Der Ausschuß bestätigt die 3. These zur Wirtschaftsverfassung, wie sie von Herrn Harmjanz formuliert wurde, in vollem Umfang.





Zu TOP 4 - Änderung der Mustergefahrenabwehrverordnung





Eingangs stellt Herr Wolf den Diskussionsstand mit dem Innenministerium dar. Danach besteht insbesondere bezüglich des § 8 (Alkoholkonsum in der Öffentlichkeit) des Musters, das vom Innenministerium auf Basis des SGSA-Musters erstellt wurde, eine Kontroverse. Das MI LSA beharrt auf seiner Fassung der Vorschrift und nimmt rechtliche Unwägbarkeiten in Kauf, während der SGSA gerade aus diesem Grund einen Gegenvorschlag formuliert hat (s. insoweit die mit der Tagesordnung versandte Stellungnahme des SGSA vom 4. 2. 1998 zum MI-Entwurf einer Gefahrenabwehrverordnung).





Herr Erben zieht bezüglich der Mustergefahrenabwehrverordnung eine Parallele zu den ehemaligen DDR-Ortssatzungen, die sehr detaillierte Regelungen enthielten. Ihm bekannte Gefahrenabwehrverordnungen sind in der Vergangenheit nicht angewendet worden. Im Hinblick auf das Problem des Alkoholkonsums in der Öffentlichkeit stellt sich die Frage, ob man nicht im Wege der Einzelverfügung vorgeht. Die Anwendbarkeit des Gaststättenrechts ist zu prüfen. 





Für Herrn Thiel faßt der Formulierungsvorschlag des MI zum Alkoholkonsum in der Öffentlichkeit den Lebenssachverhalt nicht richtig. Seiner Beobachtung nach treffen sich die betreffenden Personen an den Kiosken und verstreuen dort ihren Abfall.





Herr Dieterich hält eine separate Verbotsnorm zum Alkoholkonsum in der Öffentlichkeit für nicht erforderlich und verweist auf § 13 SOG LSA.





Frau Schindler (Vorsitzende) äußert sich kritisch zur Einführung einer Gefahrenabwehrverordnung. Interessant war nur die Vorschrift über die Hausnummern.





Herr Bernicke hält die Vorschrift zu den Eisflächen und zum Anlegen von offenen Feuern für wichtig. 





Für Herrn vom Baur stellt sich bei vorhandener Gefahrenabwehrverordnung ein Verfolgungsproblem. Im Prinzip sollte aber ein Muster detailliert sein, so daß sich die Stadt/Gemeinde das für sie in Frage kommende aussuchen kann.





Frau Henze ist der Auffassung, daß ein Verbot, Eisflächen zu betreten, nicht kontrollierbar ist. 





Herr Platz sagt, daß die Bürger im Prinzip die alte Stadtordnung wollen. Er schlägt die Aufnahme einer Präambel in das Muster der Gefahrenabwehrverordnung vor, aus der sich Sinn und Zweck der Verordnung ergibt. Er übergibt einen Vermerk seines Hauses zum Entwurf der Mustergefahrenabwehrverordnung. Gleichzeitig bittet er den SGSA, die Vorschrift über den Alkoholkonsum in der Öffentlichkeit weiterzuentwickeln. Erfahrungen anderer Bundesländer sollen einbezogen werden. Der Ausschuß schließt sich der Bitte an.





Zu TOP 5 - Änderung/Ergänzung des Zuordnungsrechts





Herr Wolf stellt dar, wie die differierenden Auffassungen zu Grundstückswerten von Land/�Gemeinden einerseits und Bund andererseits eine Lösung des Problems der zuordnungswidrigen Privatisierungen der Treuhandanstalt blockieren, und daß mit einer gesetzlichen Lösung in dieser Legislaturperiode nicht mehr zu rechnen ist. Zu hoffen bleibt, daß das Moratorium in Art. 233 Abs. 9 EGBGB verlängert wird, was zwischenzeitlich bis zum 30. 9. 2000 geschehen ist.





Zu TOP 6 – Mitteilungen





Stand der vom Prozeßkostenfonds des SGSA unterstützten Klagen��a) Klage gegen die gemeindliche Kostenbeteiligung aus dem Eisenbahnkreuzungsrecht�


Die Gemeinde Burgkemnitz hat die Klage eingereicht. Das Gericht muß dem Verfahren Fortgang gewähren.�


b) Rechtsgutachten zu Nachteilen von Garnisonsgemeinden





Die Stadt Roßlau stellte dem SGSA das Gutachten zur Verfügung. Eine Kopie liegt dem Protokoll bei.





c) Klage der Gemeinde Loitsche auf allgemeine Zuweisungen nach FAG





Die Klage wurde eingereicht und vom Land erwidert.





Konnexitätsprozesse KiBeG – ÖPNVG��(s. TOP 2 Nr. 1 und 2)





Hortüberleitung��(s. TOP 2.1)





Schiedsstellengesetz��Herr Wolf berichtet über die Schwierigkeiten, den Mitgliedern des Landtagsausschusses für Recht und Verfassung die finanziellen Konsequenzen eines obligatorischen Schiedsverfahrens zu erläutern, obwohl die Verwaltungsvorschrift zu § 12 Schiedsstellengesetz schon jetzt rechtliche Verpflichtungen der Gemeinden festschreibt.





Zuständigkeit nach dem Produktsicherheitsgesetz��Herr Wolf schildert die unbekümmerte Haltung des zuständigen Referats im Ministerium für Wirtschaft, Technologie und Europaangelegenheiten zu Haftungsrisiken für Kommunen aus einer Zuständigkeit für Aufgaben nach dem Produktsicherheitsgesetz. Herr Jantsch überreicht den Aufsatz ”Amtshaftung wegen behördlicher Warnungen nach dem Produktsicherheitsgesetz” von Rechtsanwalt Dr. Bernd Tremmel und Rechtsanwalt Dr. Steffen Nolte, veröffentlicht in NJW 1997, S. 2266 ff., den wir dem Protokoll beifügen.





Verlagerung der Zuständigkeiten gem. §§ 45, 46 Abs. 1 Nr. 8 StVO��Nach einem Kabinettsbeschluß vom 3. 2. 1998 geht diese Zuständigkeit auf Städte ab 20.000 EW über. Sie soll ab dem 1. 1. 1999 gelten. Ein Verordnungsentwurf liegt noch nicht vor.





Geschwindigkeitsüberwachung��Der Entwurf des Landes zu den Grundsätzen und Verfahrensvorschriften für die Verkehrsüberwachung des fließenden Verkehrs durch Kommunen ist nicht befriedigend. Er ist darauf ausgerichtet, der Zentralen Bußgeldstelle (ZBS) im Technischen Polizeiamt (TPA) die Arbeit zu erleichtern und im Gegenzug die Kommunen, die die Aufgabe wahrnehmen, damit zu belasten. Teure Nachermittlungen und die Feststellung des Fahrzeugführers obliegen den Kommunen. Die Datenübermittlung an die ZBS erfolgt auf Kosten der Kommunen. Die Abgabefrist an die ZBS ist zugunsten der ZBS knapp bemessen und ein Erfahrungsaustausch der Kommunen mit der ZBS findet nicht statt. Soweit der Landtag in seinem Beschluß vom 18. 12. 1997 (LT-Drs. 2/75/4326) der Landesregierung aufgegeben hat, die Kosten- und Einnahmeentwicklung zu überprüfen, ist das Innenministerium bereit, die Kosten der Nachermittlung und der Feststellung des Fahrzeugführers mit in die Kostenuntersuchung einzubeziehen.





Aufnahmegesetz – Entwicklung des Kostenerfassungsbogens��Die Zusammenarbeit mit dem MI war konstruktiv. Wesentliche Vereinfachungen bei der Kostenerfassung konnten erreicht werden. Darunter fallen der Verzicht auf die Trennung von Geld- und Unterhaltsleistung, die Umstellung der Erfassung von Personen auf Akten und der Wegfall der Spalte ”Kosten der Unterbringung” auf den Einzelnachweisbögen. Diese Vereinfachungen der Kostenerhebung beeinflussen nicht die Differenziertheit der Kostenerfassung, die nunmehr durch die Bildung von Differenzbeträgen gewährleistet ist.





Versicherungsaufsichtsgesetz��Das Land wollte neben der Versicherungsaufsicht über die ÖSA noch eine Fachaufsicht installieren. In der Anhörung im zuständigen Landtagsausschuß wurde dieses Vorhaben erfolgreich in Frage gestellt.


Zu TOP 7 - Anfragen/Anregungen





Der SGSA wird gebeten, den Ausschußmitgliedern eine Kopie der Entscheidung des VG Dessau (Az.: 1 A 178/94) zur Kreisumlage zur Verfügung zu stellen. Die Entscheidung wurde den Ausschußmitgliedern mit Schreiben vom 24. 6. 1998 zugesandt.











Schindler					Wolf


Vorsitzende					Protokollführer
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